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Wissenschaft

Wissenschaft und Forschung sind Voraussetzungen echter Persönlichkeitsentfaltung in einer 
Gesellschaft und Basis für e ine positive Zukunft unseres Heimatlandes. Der Staat hat für Forschung 
und Lehre d ie  ideellen und m ateriellen Mittel in Konkurrenz zu privaten Trägern bereitzustellen. 
Der staatliche Einfluss auf Forschung und Lehre ist aber analog zur freien W irtschaft auf die 
Gestaltung von Rahm enbedingungen und d ie  Festlegung von M indestanforderungen zu 
beschränken. Im Sinne der W issenschaftsfreiheit ist der Staat nicht berechtigt, Forschung und 
Lehre an ideo log ischen Zielen auszurichten. Es gilt, d ie  Voraussetzungen zu schaffen, dam it 
Österreichs Hochschul- und Forschungseinrichtungen diesen Ansprüchen gerech t w e rden  und 
d ie  hohen Erwartungen des Staates und der Gesellschaft effektiv erfüllen können.

Österreich w ird  dann im zunehm end globalen W e ttb e w e rb  als W issenschafts- und W irtschafts­
standort im Herzen Europas erfo lgre ich mithalten, w enn  d ie  Rahm enbedingungen stimmen: 
Erstens, d ie  internationale Ausrichtung unter Berücksichtigung nationaler Strukturen. Zweitens, 
d ie  richtige Justierung des Hochschul- und Forschungssystems in H inblick auf Differenzierung, auf 
Profilbildung, auf Abstim m ung des Studienangebots und auf interinstitutionelle C lusterbildung im 
Forschungsbereich. Drittens, d ie  adäquate Finanzierung m it dem  Ziel einer echten Studienplatz­
finanzierung, verbunden m it e inem  gerechten Zugang für alle gesellschaftlichen Schichten.

Neben der Stärkung der Universitäten bedarf es unbed ing t eines w e ite ren  Ausbaus des Fach- 
hochschulsektors, der in eine gesam thafte Hochschulp lanung e ingebe tte t ist. Es ist der hoch­
schulische Lehrbetrieb zu optim ieren und das A ngebo t der Studien innovativ zu gestalten. 
S tudienanfängerinnen und Studienanfänger sind mit klaren O rientie rungsangeboten zu unter­
stützen. Es ist für V erzw eigungen bei Bildungs- und A usb ildungsw egen zu sorgen. Universitäten 
agieren am besten, w enn  das Regelwerk be fö rde rnd  und nicht beh indernd w irkt. Inhaltlicher 
und personeller Austausch der Hochschul- und Forschungseinrichtungen ist auf regionaler, 
nationaler und internationaler Ebene zu stärken und auszubauen.

Mit e inem  Bündel unterschied licher Maßnahmen n im m t sich d ie  österreichische Bundesregierung 
vor, d ie  hohen Erwartungen zu erfüllen und d ie  vie lfä ltigen Ziele zu erreichen, d ie  mit den 
w issenschaftlichen Einrichtungen verbunden sind. Es handelt sich hierbei um diverse Themen: 
strukturelle Ausrichtung, inhaltliche Profilbildung und d ie  Leitung, d ie  sogenannte Governan- 
ce der Hochschulen. Es g ilt ferner, d ie  hohe Qualität in Forschung und Lehre zu sichern, für 
angem essene finanzielle Rahm enbedingungen zu sorgen, d ie  Rechte der Studentinnen und 
Studenten zu wahren, w enn  sie bei Agenden m itbestim m en, d ie  sie betreffen, d ie  Durchlässigkeit 
zw ischen den Hochschulsektoren zu erhöhen, d ie  Chancen für Karrieren junger Forscherinnen 
und Forscher zu verbessern sow ie beizutragen, die an der Schnittstelle W issenschaft-Gesundheit 
auf uns zukom m enden Probleme zu lösen.

Die historische und d ie  internationale Erfahrung lehrt, dass d ie  Innovationskraft eines Landes von 
der Qualität der Hochschulen und vom  Engagem ent aller, d ie  an ihnen forschen, lehren und 
studieren, abhängt. Unter dem  Dach von Hochschulen fanden sich seit jeher und finden sich 
auch heute und m orgen d ie  Triebfedern von W issenschaft und Forschung: der Durst nach 
Erkenntnis, das Verlangen nach dem  noch Unerforschten. W er W issensdurst und Neugier klug 
zu fördern  und richtig zu fo rm en versteht, hat in der globalis ierten und digita lisierten W elt 
gew onnen. Das zu diesem  Erfolg N ötige und zu d iesem  Erfolg Führende w e rden  w ir in den 
nächsten Jahren nachhaltig gestalten und vorantreiben.
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Zieldefinition
1. Bessere S tudienbed ingungen für Studierende an den Universitäten und Fachhochschulen 

schaffen -  höhere Durchlässigkeit im Hochschulsektor
2. Hochschulsektor unter Bedachtnahm e gezie lter Profilbildung ausbauen und stärker am 

gesellschaftlichen Bedarf ausrichten
3. Faire Rahm enbedingungen fürs Studium: M oderate  Studienbeiträge, S tudienförderung 

und Serviceorientierung
4. Effektivere Universitätsgovernance und Digitalisierung der Hochschulen: Vorreiter einer 

m odernen und effizienten Verw altung im öffentlichen Bereich
5. Karriereperspektiven für d ie  besten Köpfe schaffen

Maßnahmen
Bessere Studienbedingungen für Studierende an den Universitäten und 
Fachhochschulen schaffen -  höhere Durchlässigkeit im Hochschulsektor
Die historisch gew achsenen S tud ienbedingungen in Massenfächern an Universitäten stellen ein 
zentrales Problem dar, das durch schlechte Betreuungsverhältnisse zu hohen Drop-out-Raten 
und langen Studiendauern führt. Im Zuge der Einführung der „Universitätsfinanzierung NEU“ 
sollen die S tudienbedingungen durch ein neues Zugangsregelungs-M anagem ent unter W ahrung 
des Rechtsschutzes für S tudienwerberinnen und S tud ienw erber deutlich verbessert w erden. 
Außerdem  soll d ie  Qualität des Lehr- und Prüfungsbetriebs durch eine umfassende Reform des 
Studienrechts verbessert w erden.

Im Unterschied zur A ufgabe der Universitäten, fo rschungsgele ite te akadem ische Lehre zu bieten 
und verg le ichsw eise ein höheres Maß an Selbstorganisationsfähigkeit von den Studierenden 
einzufordern, d ienen Fachhochschulen m it ihren spezifischen Organisationsprinzipien einer 
w issenschaftlich fund ierten Berufsausbildung mittels Gewährleistung einer praxisbezogenen 
Ausbildung auf Hochschulniveau. Dieser g rund legende  Unterschied ist künftig w ie d e r stärker zu 
akzentuieren.

Durch m angelnde Durchlässigkeit und Anerkennung von Bildungsqualifikationen am und zwischen 
den H ochschulstandorten w ird  sow ohl der fachliche als auch soziale Aufstieg von Studierenden 
gehem m t. Dies führt zu einem  Verlust potenzie ller Talente, d ie  einen Beitrag zur Stärkung des 
W issenschafts- und W irtschaftsstandortes Österreich leisten können. Ziel ist daher d ie  Erhöhung 
der Durchlässigkeit und der Anrechenbarkeit. Die Evaluierung bestehender Fördersysteme ist 
nötig. Die Zugangsm öglichkeiten für Studieninteressierte ohne Matura zum Hochschulsystem 
sind zu verbessern.

•  Reform des für den Lehr- und Prüfungsbetrieb relevanten universitären Studienrechts, 
W eiterentw ick lung der Lehr-, Lern- und Prüfungskultur [Studierbarkeit, S tudierendenzentriert- 
heit, Verbindlichkeit], Maßnahmen zur Steigerung der Prüfungsaktivität von Studierenden und 
nachhaltige S tudierenden-Begleitung vom  Studienbeginn bis zum Studienabschluss. Dabei ist 
auf d ie  W ahrung der Verhältnismäßigkeit zw ischen dem  Steuerungsbedürfnis der Universität 
und der M öglichke it zu einem  selbstbestim m ten Studium zu achten

• Im Rahmen einer W eiterentw ick lung des universitären Studienrechts w e rden  u.a. fo lgend e  
Punkte behandelt und geprüft:
-  Anlehnung an d ie  internationale Praxis
-  Schaffung von Verhaltensanreizen für ein zügigeres Studieren und eine Steigerung der 

Ernsthaftigkeit und Verbind lichkeit
-  Frage der Festlegung maximal zulässiger Studiendauern
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-  A bm e ldep flich t bei Inaktivität
-  Anzahl der Prüfungsterm ine und Prüfungsw iederholungsm öglichke iten
-  Einschränkung der M ehrfachinskriptionsm öglichkeit an derselben Institution auf derselben 

Studienstufe
-  Bestimmungen für d ie  ersten Semester inklusive Erreichen einer bestim m ten Anzahl von 

ECTS [z.B. „ETH-Zürich-Modell“]
•  W eitere Maßnahmen gegen „G hostw riting“, Plagiate und Datenfälschung
• Inneruniversitäre und im Rahmen der Leistungsvereinbarung zu schaffende Maßnahmen 

zur Verbesserung der Studierbarkeit, z.B. durch eine stärkere O rientierung der Curricula an 
inhaltlichen Lernergebnissen [Bildungsziele], durch d ie  Verm eidung von „Verschulungs­
tendenzen“ o de r durch größere Anteile an W ahlfächern

• Ernsthafte Qualitätsprüfung der Abläufe und Studierbarkeit der einzelnen Curricula und 
W eiterentw ick lung der d iesbezüglichen internen und externen Qualitätssicherung [z.B. Praxis 
der Notengebung, Erfordernisse berufstätiger Studierender, Erfordernisse betreuungspflichtiger 
Studierender, Leistungs- und Spitzensportler etc.]

•  Stärkung der inneruniversitären G overnance hinsichtlich Curriculagestaltung und Studien­
organisation [z.B. „Richtlinienkompetenz“ des Rektorats hinsichtlich curricularer Gesamtarchitektur]

•  Der Umstieg ins Bologna-System hat d ie  Entwicklung der österreichischen Hochschulen in 
den vergangenen 20 Jahren stark geprägt. Diese Entwicklung steht aber nicht im W iderspruch 
zum Erhalt existierender Studien in Form von Diplomstudien, insbesondere im Bereich der 
Rechtswissenschaft. W eitere Um stellungen auf das Bologna-System sollen nur im Konsens mit 
den betroffenen w issenschaftlichen Disziplinen erfo lgen. Dies einerseits aus grundsätzlichen 
Überlegungen, d ie  in der akadem ischen A utonom ie  der W issenschaft und der Hochschulen 
beg ründe t sind, andererseits aber auch aus pragm atischen Gründen, w e il sonst d ie  mit der 
Einführung des Bologna-M odells verbundenen Chancen für Reformen vertan w ürden

• Evaluierung der Titelvielfalt mit dem  Ziel einer besseren Vergleichbarkeit, Übersichtlichkeit 
und Klarheit. M ög lichke it des Erhalts der Titel Dr./Dipl.-Ing./Mag.

•  Schaffung des rechtlichen bzw. inhaltlich-regulatorischen Rahmens, dam it universitäre bzw. 
hochschulische Online-Kurse und Online-Zertifikate [anderer Universitäten bzw. Hochschulen] 
ohne rechtliche Problem e in S tud ienangebote in tegrie rt bzw. angerechnet w e rden  können

• „Universitätsfinanzierung NEU“ [Kapazitätsorientierung bei Universitätsfinanzierung und neues 
Zugangsregelungs-M anagem ent inkl. Rechtsschutz für S tudienw erberinnen und Studien­
w erber]. Darauf aufbauend soll über m ehrere Leistungsvereinbarungsperioden h inw eg und 
nach Etablierung der neuen Kosten- und Leistungsrechnung schrittweise d ie W eiterentw icklung 
in Richtung einer „echten“ Studienplatzfinanzierung stattfinden. Für die Entwicklung des neuen 
Zugangsregelungsm anagements w ird  das ETH-Zürich-Modell in Erwägung gezogen, w iew oh l 
auch für kapazitär besonders belastete Studien andere M odelle  herangezogen w erden  können 
[unter Beachtung der „Sunset Clause“]

•  Prüfung einer europarechtskonform en Umsetzung des Herkunftslandprinzips für d ie 
Universitätszulassung bei ausgewählten Studien

• D urchgängige Anrechenbarkeit zw ischen den hochschulischen Studienangeboten und 
Abschlüssen in Österreich verbessern; verbesserte Steuerung im Rahmen der Leistungs­
vereinbarungen

• Abbau von innerösterreichischen Mobilitäts-H indernissen [z.B. curriculare o de r studien- 
organisationsbezogene] zw ischen den einzelnen Universitäten sow ie  zw ischen Universitäten 
und Fachhochschulen auch bei W echsel der Studienpläne, des Studienfachs o de r des 
Studienortes

• M onito ring  der Durchlässigkeit im Rahmen eines aktiveren Durchlässigkeitsmanagements 
[z.B. über Anerkennungslisten, regelm äßige curriculare Abstim m ungen]

•  Effektive Umsetzung der Prinzipien des Lissabonner Anerkennungsübereinkom m ens; Abkehr 
von zu kleinteiligen und zu deta illierten Prüfungen von G le ichw ertigke iten
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•  In Zukunft sollen d ie  Universitäten im Rahmen ihrer A u tonom ie  zur Entscheidung erm ächtig t 
w erden , Personen mit einer Bildungskarriere von 300 ECTS bzw. Äquivalenten d ie  Zulassung 
zu einem  Doktoratsstudium zu erm ög lichen [gegebenenfa lls verbunden mit der Auflage von 
Prüfungen, d ie  w ährend des jew e iligen  Doktoratsstudiums abzulegen sind]

Hochschulsektor unter Bedachtnahme gezielter Profilbildung ausbauen und 
stärker am gesellschaftlichen Bedarf ausrichten
Ziel der Bundesregierung ist es, das österreichische Wissenschafts- und Forschungssystem zu 
einem  der w e ttbew erbsfäh igsten  der W elt zu machen. Dafür müssen w ir gerade als kleines 
Land im Hochschulsektor strategische Schwerpunkte setzen. Daher g ilt es, d ie  Bemühungen der 
letzten Jahre zu verstärken und durch stärkere Profilbildung sow ie  abgestim m te Schwerpunkt­
setzung im Hochschulsektor klare Exzellenzbereiche zu definieren. Um unsere Hochschulen mit 
ihren Exzellenzfeldern international sichtbarer und dam it w e ttbew erbs fäh ige r zu machen, sollen 
Strukturreformen und S tandortoptim ierungen bis hin zu m öglichen Zusam m enlegungen von 
Hochschulen gep rü ft w erden . Auch der gesellschaftliche Auftrag der Universitäten und ihre 
Rolle im Innovationssystem sollen gestärkt w erden. Absolventeninnen und Absolventen sollen 
durch spezielle A ngebo te  [z.B. bevorzugte  Nutzung der Universitätssportinstitute] stärker an ihre 
Ausbildungsstätte gebunden  w erden.

Es sollen auch um fassende Maßnahmen zur W eiterentw ick lung des Hochschulsektors ergriffen 
w erden, insbesondere eine Vereinheitlichung durch die verstärkte Einbindung der Pädagogischen 
Hochschulen und eine W eiterentw icklung der externen Qualitätssicherung, um einheitliche 
Qualitätsstandards und eine G leichwertigkeit der Studienabschlüsse sicherzustellen. Der Fachhoch- 
schulsektor soll quantitativ ausgebaut w erden.

Hochschulische Bildung ist ein w ich tige r Beitrag sow ohl zur Persönlichkeitsbildung junger 
Menschen als auch zur Abdeckung gesellschaftlich und w irtschaftlich erw ünschter 
Kom petenzen und Qualifikationen. Deshalb soll das S tud ienangebot verstärkt am gesellschaft­
lichen Bedarf o rien tie rt w erden. Das beinhaltet eine Stärkung der Pädagogenbildung vor 
dem  H intergrund sich verändernder Bildungserfordernisse genauso w ie  d ie  Abfederung des 
Fachkräftemangels durch Steigerung innovativer S tudienangebote im Bereich digitaler 
Kompetenzen und im MINT-Bereich.

•  A bgestim m te  Schwerpunktsetzungen der Hochschulen w e ite r fö rdern  -  S trukturreformen 
und S tandortoptim ierungen bis hin zu m öglichen Zusam m enlegungen von Hochschulen 
bzw. Universitäten zur Schaffung global w e ttbew erbsfäh ige re r und international besser 
sichtbarer Institutionen

• W eiterentw ick lung der Pädagogischen Hochschulen und verstärkte Einbettung derselben 
in universitäre Rahmen- und S teuerungsbedingungen [z.B. Qualitätssicherung analog 
zu Universitäten]

•  W eiterentwicklung der hochschulischen externen Qualitätssicherung sowie des hochschulischen 
W eiterb ildungsangebots, Erleichterung der grenzüberschre itenden S tudienangebote 
[z.B. Reform § 27 HS-QSG, Verfahrensfragen, O ptim ierung der Grem ienstrukturen]

•  Verbesserung der Abstim m ung zwischen dem  öffentlichen und privaten Hochschulsektor; 
Prozess über Entw icklungsnotwendigkeiten und Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen 
im Privatuniversitätssektor [z.B. bessere Differenzierung zwischen öffentlichen und privaten Mitteln]

•  Bessere Karriereperspektiven für junge W issenschaftlerinnen und W issenschaftler -  m ehr 
Laufbahnstellen an Universitäten

•  Nachhaltigkeitscluster: Aufbauend auf den existierenden Kooperationen und Netzwerken 
im Bereich der Nachhaltigskeitsforschung bzw. der nachhaltigen Lehre [z.B. Allianz der 
Nachhaltigen Universitäten, Climate Change Center Austria -  CCCA, B ioeconom y Austria]
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sollen sich d ie  Aktivitäten der Universitäten, Hochschulen und außeruniversitären Forschungs­
e inrichtungen in d iesem  Bereich, ge le ite t vom  Gedanken einer „Responsible Science“, w e ite r 
verd ich ten m it dem  Ziel, ein intensivierteres Kooperationsniveau m it einer höheren globalen 
Sichtbarkeit zu erreichen

• Ausbau des Fachhochschulsektors insbesondere in MINT-Fächern
-  Dislozierte Standorte [unter Berücksichtigung entsprechender kritischer Größe, w irtschaft­

licher Schwerpunkt] stärker berücksichtigen [ländlicher Raum]
-  Der Fachhochschulsektor b le ib t offen für neue Fachhochschulträger

• Dritte Mission [Unterstützung der gesamtgesellschaftlichen W eiterentwicklung] der Universitäten 
stärken, insbesondere Wissenstransfer [Nutzung des Potenzials der Grundlagen im gesell­
schaftlichen und w irtschaftlichen Kontext] und Dialog zw ischen Wissenschaft, W irtschaft und 
Gesellschaft vertie fen

• Schaffung der rechtlichen Rahm enbedingungen für die Einrichtung von Privatfachhochschulen
• Planungssicherheit für Universitätsbauten und Forschungsinfrastruktur
•  Aktualisierung der S tud ienangebote und Verankerung neuer innovativer, inhaltlicher Schwer­

punktsetzungen an den Universitäten als Antw ort auf die Digitalisierung [Prinzip „one in, one out“]
•  Erhöhung de r Anzahl de r Ausbildungs- und Studienplätze für d ig ita le  Berufe [MINT-Fächer] im 

tertiären Bereich
• W eiterentw ick lung der „Pädagogenbildung NEU“
• Schaffung von tertiären A ngebo ten  für Ausbildung von E lem entarpädagoginnen und 

-pädagogen  [insbesondere Leiterinnen und Leiter]
•  Verstärkte Kooperation zw ischen Bundesanstalten für E lem entarpädagogik und Pädago­

gischen Hochschulen: Abstim m ung der Lehrinhalte, verbesserte Übertritts- und Anrechnungs­
m öglichkeiten von „BAfEPs“ in „PHs“, um tertiäre Ausbildungsangebote  für Elementar­
pädagogen zu erw eitern

• Zertifikatskurs „Bildungswissenschaftliche Grundlagen für Lehrkräfte m it F luchth intergrund“ 
überführen in den für alle Pädagoginnen und Pädagogen gültigen rechtlichen Rahmen 
für Q uereinste iger und „Rückkehrer“

Faire Rahmenbedingungen fürs Studium: Moderate Studienbeiträge,
Studienförderung und Serviceorientierung
Derzeit ist Österreich das einzige Land in der EU, das w e itgehe nd  auf gerege lten Zugang zu 
Universitäten verzichtet und ein nahezu kostenfreies Studium anbietet. Unser Ziel bleibt, so­
w oh l bei der Verb ind lichkeit des Studiums als auch beim  Bildungsniveau aller gesellschaftlichen 
Schichten an d ie  internationale Realität aufzuschließen. Für in Österreich langfristig aufhältige und 
le istungsw illige Studierende aus allen sozialen Schichten ist der Beitrag so zu gestalten, dass das 
Studium w eiterh in  nahezu kostenfrei m öglich ist. Zur Förderung aller potenzie llen Talente und 
zur Erhöhung der B ildungschancen für alle sozialen Schichten sollen flankierende Maßnahmen 
aus den Bereichen Beratung, bessere Durchlässigkeit und Anerkennung von Bildungsqualifi­
kationen beitragen.

Im Sinne der Verbesserung des Services für S tudierende durch d ie  Österreichische Hochschüler­
schaft [ÖH] soll ihr gesetzlicher Auftrag stärker konkretisiert w erden. Die ihr zur Verfügung 
gestellten Mittel sollen in Zukunft ausschließlich für Aufgaben der Beratung und Interessen­
vertre tung von Studierenden ve rw e n d e t w e rden  können.

•  M aßnahm enportfo lio  für Talente aus allen sozialen Schichten
• Durchlässigkeit zw ischen Lehre und Hochschulsektor stärken: M ehr Bewusstseinsbildung 

und gezie lte  Begleitung, um d ie Anzahl der S tudienberechtigungs- und Berufsreifeprüfungen 
zu erhöhen
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•  Einführung m odera te r F inanzierungsbeiträge für Studierende, um d ie  Verb ind lichkeit des Stu- 
dierens zu erhöhen sow ie den privaten Finanzierungsanteil im tertiären Bereich auf OECD- 
Schnitt [0,5% des BIP] zu steigern. Beiträge sind m it fo lgenden  Kom ponenten verbunden:
-  Leistungsorientierter B ildungsscheck [Voraussetzung: fünfjährige Aufenthaltsdauer 

in Österreich]
-  Nachträgliche steuerliche Absetzbarke it für d ie  geleisteten S tudienbeiträge
-  Qualitatives Aufnahm everfahren für Studierende aus Drittstaaten
-  Ausweitung des Studienzuschusses
-  Berücksichtigung von besonderen Lebensumständen [u.a. Geschwistern in der 

Ausbildungsphase, Spitzen- und Leistungssport, Betreuungspflichten]
•  Novelle des S tudentenheim gesetzes
•  Reform des Leistungsstipendien-Systems [stärkere Leistungsorientierung]
•  Die der Hochschülerschaft zur Verfügung gestellten Mittel sollen ausschließlich für Aufgaben 

der Beratung und Interessenvertretung von Studierenden ve rw e n d e t w e rden  können
• Ausweitung der Kontroll- und Sanktionsm öglichkeiten gegen über der ÖH, um eine 

M issachtung der V orgaben zu verhindern

Effektivere Universitätsgovernance und Digitalisierung der Hochschulen:
Vorreiter einer modernen und effizienten Verwaltung im öffentlichen Bereich
Im Zeitalter der W issensgesellschaft und der Digitalisierung müssen gerade d ie  Hochschulen 
effiz ient arbeiten, um im Bereich der Lehre und Forschung Spitzenleistungen erbringen 
zu können. W ir w o llen  d ie  Hochschulen daher zu Vorreitern m oderner Verw altungen im 
öffentlichen Bereich machen. Es soll auch d ie  interne und externe Universitätsgovernance 
verbessert w erden, um im internationalen W ettbew erbsdruck  d ie  n o tw e n d ig e  Handlungsfähig­
keit sicherzustellen.

•  Vorantreiben der Digitalisierung an den Hochschulen
-  Big Data, O pen Access, d ig ita le  Vernetzung von Hochschulen etc.
-  Förderung „Studiengang 4.0“ und Forcieren des E-Learnings

•  Effiziente Universitätsverwaltung und -steuerung
-  Harm onisierung und Digitalisierung der administrativen Verwaltungsprozesse innerhalb 

des Hochschulwesens
-  Schaffung der rechtlichen R ahm enbedingungen zur besseren Datennutzung im 

W issenschaftsbereich und Etablierung von „Learning Analytics“ im österreichischen 
Hochschulwesen [gemäß europäischer Datenschutzgrundverordnung; Umsetzung in 
den jew e iligen  nationalen M ateriengesetzen]

•  W eiterentw ick lung der Universitätsgovernance [v.a. zur O ptim ierung der universitären
Handlungs- und Reformfähigkeit]
-  System der Leistungsvereinbarung stärker als Steuerungsinstrum ent ve rw enden , 

pe riodenüberg re ifende  Steuerung einführen, Prüfung der Verlängerung von Leistungs­
vereinbarungen auf fünf Jahre

-  Verbesserte Überführung von Stiftungsprofessuren in den Regelbetrieb über Integration 
in den Universitätsentwicklungsplan bzw. d ie  Leistungsvereinbarungen

-  In den m ündlichen und schriftlichen M itte ilungen sow ie  in den w issenschaftlichen Arbeiten 
ist auf d ie  sym m etrische Präsenz von Frauen und Männern zu achten, sofern nicht sachliche 
G ründe dagegensprechen. G esch lechtergerechte Sprache darf jedoch  nicht auf Kosten 
der Verständlichkeit praktiziert w e rden

-  Rektorenbestellung für maximal drei Perioden
-  Effektive Steuerung des Themas N ebenbeschäftigung des w issenschaftlichen Personals
-  Die inneruniversitären Entscheidungsprozesse im Rahmen der Leitung der Institution 

[z.B. Berufungsverfahren, Habilitationsverfahren, Organisationsplan, Dreiervorschlag Rektor,

Seite 73



Regierungsprogram m  2017 — 2022

Curricula etc.] sind insofern anzupassen, dass jedenfalls d ie  Professorenschaft [im Sinne 
§ 97 UG 2002] eine qualifizierte M ehrheit stellt 

•  Entbürokratisierung der Universitätsverwaltung und -steuerung
-  Review-Prozess für w e n ig e r Bürokratie an Österreichs Universitäten [sowohl für Studierende 

als auch Universitätspersonal]
-  Schaffung der rechtlichen R ahm enbedingungen für eine optim ale  Nutzung der M ög lich ­

keiten neuer Technolog ien
-  Universitätsübergreifende Nutzung von vorhandener Infrastruktur

Karriereperspektiven für die besten Köpfe schaffen
Um Karriereperspektiven für Forscherinnen und Forscher in Österreich zu verbessern, im Kampf 
um d ie besten Köpfe noch w e ttbew erbs fäh ige r zu w erden  und der A bw anderung junger, 
exzellenter Forscherinnen und Forscher aus Österreich entgegenzuw irken, w ird  d ie  Bundes­
regierung ein m odernes Arbeitsrecht für Forschende schaffen, d ie  Anzahl der verfügbaren 
Laufbahnstellen an Universitäten steigern, Frauen in der Forschung [an Hochschulen, außer­
universitären Instituten od e r in der Industrie] besonders unterstützen und Rückkehrprogram m e 
für österreichische Forscherinnen und Forscher, d ie  im Ausland tätig sind, umsetzen.

•  M odernes Arbeitsrecht für Forscherinnen und Forscher [Flexibilisierung der Vertragsdauer, 
flex ib le  Arbeitszeitm odelle, Reform des § 109 UG]

• Verstärkte Bemühungen, um Dependancen von internationalen Top-Universitäten nach 
Österreich zu holen

• Bessere Rahm enbedingungen für vor allem junge Forschende und speziell für Frauen in der 
Forschung durch
-  eine deutliche Steigerung der an Universitäten verfügbaren Laufbahnstellen für junge 

Forscherinnen und Forscher in Zukunftsbereichen
-  aktive Fördermaßnahmen, um Rahm enbedingungen für junge  Forscherinnen zu 

unterstützen [z.B. Vereinbarkeit von Familie und Beruf]
•  Verbesserungen der gesetzlichen Rahm enbedingungen, um hochqualifiz ierte Forscherinnen 

und Forscher verstärkt nach Österreich zu holen
• M obilitä t und Internationalisierung forcieren
• Umsetzung der Hochschulm obiltätsstrategie sow ie  kontinuierliche Steigerung der Studieren­

den- und Lehrendenm obilitä t
•  Sicherstellung der nationalen Zusatzfinanzierung für ERASMUS+
• Nachhaltige Etablierung des Österreichischen Austauschdienstes [OeAD-Gm bH] als öster­

reichische Agentur für Mobilität, Internationalisierung und Kooperation im Bereich Bildung, 
Hochschulb ildung und W issenschaft

•  Intensivierung internationaler Vernetzung von Universitäten, Institutionen und Großforschungs­
infrastruktur
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